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Peter Eitel Der große böse Nachbar -

Ravensburg und Vorderösterreich
in der frühen Neuzeit

Ravensburg und Vorderösterreich in der frühen

Neuzeit - das bedeutet nichts anderes als die Ge-

schichte eines ständigen Kleinkriegs zwischen der

Reichsstadt Ravensburg einerseits, der österreichi-

schen Landvogtei Schwaben und dem Landgericht
Schwaben andererseits, die Geschichte der jahrhun-
dertelangen Versuche Österreichs, mit Hilfe des

politischen Doppelinstrumentes Landvogtei und

Landgericht die Reichsstadt Ravensburg, die gera-
dezu provozierend inmitten eines weitgehend von

Österreich beherrschten Gebietes lag, zu mediatisie-

ren oder - wenn dies schon nicht anging - mit allen

Mitteln politischer Kunst zu bevormunden und

ihren Spielraum so weit wie möglich einzuengen.
Keine andere oberschwäbische Reichsstadt, von

Lindau und Buchhorn einmal abgesehen, war so

stark eingeschnürt durch vorderösterreichische Ge-

biete, keine andere hatte derart nachhaltig um ihre

Hoheitsrechte zu kämpfen wie Ravensburg. Die

Landvogteiverwaltung hatte ihren Sitz unmittelbar

vor den Toren der Stadt, zunächst auf der Ravens-

burg, seit dem 16. Jahrhundert im benachbarten

Reichsflecken Altdorf zu Füßen der Reichsabtei

Weingarten.
Im folgenden soll aufgezeigt werden, was die bei-

den Reichsinstitutionen Landvogtei und Landge-
richt Schwaben, nachdem sie im 16. Jahrhundert de

facto österreichisch geworden waren, für einen be-

troffenen Reichsstand, einen Anstößer, impolitischen
Alltag bedeuten konnten.

Landvogtei und Landgericht Schwaben

Die 1274 von Rudolf von Habsburg geschaffene
Landvogtei Oberschwaben sollte die Rechte und

Ordnungsfunktionen des Reiches in dieser Land-
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schaft gegenüber den vorhandenen Territorialisie-

rungstendenzen verteidigen. Der Landvogt, der sei-

nen Sitz bis 1647 auf der Ravensburg oberhalb der

Stadt hatte, besaß als Vertreter des Königs auch

gegenüber den Reichsstädten Aufsichts- und Ein-

griffsrechte. Da die Landvogtei immer wieder ver-

pfändet wurde, erfüllte sie die ihr ursprünglich zu-

gedachten Aufgaben nur unzulänglich und wurde

zum politischen Instrument ihres jeweiligen In-

habers. Österreich erkannte dies und war daher im

Zuge seiner Bestrebungen, seine Herrschaft in Süd-

westdeutschland zu intensivieren, seit dem Ende des
15. Jahrhunderts daran interessiert, die Landvogtei
nicht mehr aus der Hand zu geben. Damit wurde

die Ravensburg oberhalb der Stadt immer mehr zu

einer österreichischen Burg, einer österreichischen

Enklave inmitten des städtischen Hochgerichtsbe-
zirks.

Dem entsprach, daß sich der benachbarte «Reichs-

flecken» Altdorf, wo sich nicht nur ein Teil der land-

vogteilichen Verwaltung, sondern auch dasFrevelge-
richt des Landvogts befand, seit dem 16. Jahrhundert
immer mehr zu einem österreichischen Amtsort ent-

wickelte. Ähnlich verhielt es sich mit dem alten kai-

serlichen Landgericht inOber- undNiederschwaben,
dessenMalstätten in Wangen, Ravensburg,Leutkirch

(bzw. seit 1512 Isny) und Lindau lagen. Den Vorsit-

zenden dieses Gerichts, den Landrichter, setzte der

Landvogt ein.

Österreichs Versuche, dieses Gericht, das kein

Malefizgericht war, sondern sich auf die streitige
und freiwillige Gerichtsbarkeit beschränkte, ganz in

seine Hand zu bekommen, lassen sich beispielhaft
daran ablesen, daß 1532 die Malstätte Lindau nach

Altdorf verlegt wurde und daß eine Appellation von

diesem Gericht an ein höheres Reichsgericht - das

Rottweiler Hofgericht oder das Reichskammerge-
richt - seit ca. 1530 nicht mehr zugelassen wurde.

Österreichische Mediatisierungsversuche

Die von dieser politischen Entwicklung in erster Li-

nie Betroffenen, die oberschwäbischenReichsklöster

und Reichsstädte, hatten früh erkannt, was ihnen

drohte. Auf Betreiben Ravensburgs hatten sie sich

schon 1515/1516 nach wiederholten Eingriffen des

Landvogts in ihre Hoheitsrechte darum bemüht, im

Interesse der Wahrung des Landfriedens ihrerseits

die Landvogtei pfandweise zu erwerben, was aber

mißlungen war. Wenige Jahre später, 1523/24, auf

dem Höhepunkt der habsburgischen Macht im deut-

schen Südwesten, versuchte Erzherzog Ferdinand

mittels der Landvogtei eine Art Landesherrschaft

über das südliche Oberschwaben zu gewinnen, in-
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dem er durch den Landvogt die Anstößer, d.h. alle

Stände, welche Hoheitsrechte und Untertanen inner-

halb des Gebiets der Landvogtei besaßen, als Insas-

sen der Landvogtei auf einen Landtag nach Altdorf la-

den ließ. Die Annahme dieserEinladung hätte nichts

anderes bedeutet als den Verzicht auf die Reichs-

standschaft.

Dies erkannten die Betroffenen, darunter an vor-

derster Stelle Ravensburg als der am stärksten ge-
fährdeteStand, sofort undalarmierten den Schwäbi-

schen Bund. Denn es kam natürlich nicht nur darauf

an, dieser Einladung nicht zu folgen, sondern dem

Landvogt das Recht zu bestreiten, derartige Einla-

dungen überhaupt auszusprechen. Der Schwäbische

Bund unterstützte im eigenen Interesse die Sache der

Anstößer, und nachdem die Landvogtei 1529 für

zwölf Jahre an den Truchsessen Georg von Waldburg
verpfändet worden war, wurde sowohl wegen der

anders gelagerten politischen Interessen des neuen

Landvogts als wohl auch wegen der Eindeutigkeit
der Rechtslage dieser massive Mediatisierungsver-
such aufgegeben.

Reichsstadt und Landvogtei während derReformation

In dieser Angelegenheit hatten die Betroffenen noch

an einem Strang gezogen. Dies änderte sich mit dem

Vordringen der Reformation, insbesondere, nach-

dem 1544/45 die Reformation Eingang in Ravens-

burg gefunden hatte. Daß diese Reichsstadt sich

überhaupt so lange der neuen Lehre gegenüber ab-

lehnend verhalten hatte, war nicht zuletzt den Dro-

hungen Österreichs zuzuschreiben. 1538 etwa hatte

die Regierung in Innsbruck an den Grafen von Mont-

fort geschrieben, er solle auf mögliche Religionsän-
derungen in Ravensburg achten. Die Sorgen Öster-
reichs waren damals noch verfrüht.

Paradoxerweise löste Österreich selbst, wenn auch

unabsichtlich, die von ihm befürchtete Entwicklung

wenige Jahre später aus. Mit dem neuen österreichi-

schen Landvogt Hans Wilhelm von Laubenberg zog
nämlich 1541 ein Mann auf die Ravensburg, der selbst

der neuen Lehre aufgeschlossen gegenüberstand.
Erst jetztbegannen die Dämme inRavensburg zubre-

chen. Die Reformation fand 1544Eingang in die Stadt,

Die Reichsstadt Ravensburg von Westen. Rechts über der Stadt erhebt sich die Ravensburg, Sitz des Landvogts von Schwaben.

Radierung von Heinrich Kumberger, 1605.
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und sofortsetzte Österreich, angespornt von dem kai-

serlichen Rat Abt GerwigBlarer vonWeingarten, alle

Hebel in Bewegung, um dieseEntwicklungrückgän-

gigzu machen. Das gelang zwar nicht, wohl aber ver-

hinderte Österreich ein Übergreifen der Reformation

auf dasRavensburger Landgebiet.
Nachdem Laubenberg im August 1545 auf Betrei-

ben des Abts von Weingarten abgesetzt worden war,

trat zunächst subsidiär der Vorsitzende des kaiserli-

chen Landgerichts, der Landrichter Kaspar Klöckler,
als Sachwalter der österreichischen Interessen auf

und achtete darauf, daß die Untertanen der Land-

vogtei, als welche alle außerhalb des Ravensburger
Hochgerichtsbezirks wohnenden Personen angese-
hen wurden, nicht mehr den reformierten Gottes-

dienst in der Stadt besuchten. Der Landrichter be-

legte außerdem die im Hochgerichtsbezirk der

Landvogtei liegenden Pfründgüter der Ravensbur-

ger Kaplaneien zugunsten der aus der Stadt vertrie-

benen katholischen Geistlichen mit einem Arrest

und schmälerte damit die finanzielle Basis des neuen

protestantischen Kirchenwesens.

Die allgemeine politische Entwicklung - insbe-

sondere der für Ravensburg ungünstige Ausgang
des Schmalkaldischen Krieges - sicherte dieser Poli-

tik ihren Erfolg. Die Reformation blieb auf das Ge-

biet der hohen Gerichtsbarkeit, also auf die um-

mauerte Stadt und ihre allernächste Umgebung,
beschränkt, und die beiden Pfarrkirchen der Stadt

wurden dem zum alten Glauben zurückkehrenden

Bevölkerungsteil überlassen. In Ravensburg bestan-

den seit 1548 zwei Konfessionen paritätisch neben-

einander.

Dadurch, daß König Ferdinand nach dem Schmal-

kaldischen Krieg 1547die Grenzen desRavensburger
Hochgerichts zugunsten der Landvogtei neu fest-

setzte, reduzierte er das ohnehin schon winzige Ge-

biet vor den Toren der Stadt, in dem die Ravens-

burger Untertanen das Recht besessen hatten, den

protestantischen Gottesdienst zu besuchen. Die der

Stadt aufgezwungene Grenzkorrektur betraf vor al-

len die dem Kloster Weißenau inkorporierte Pfarrei

St. Christina, die einzige Pfarrei außerhalbder Stadt-

mauern, in der 1546 vom reichsstädtischen Rat die

Reformation eingeführt worden war. Da diese Pfarrei

viele Landvogtei-Untertanen umfaßte und zudem

dem Kloster Weißenau unterstand, legte Österreich

größten Wert darauf, St. Christina der hohen Obrig-
keit der Landvogtei zu unterstellen und damit zu re-

katholisieren.

Doch damit nicht genug. In der Folgezeit ver-

suchte die Landvogtei auch in dem der Stadt verblie-
benen Hochgerichtsbezirk «extra muros», außerhalb
der Mauern, jegliche Aktivitäten der Protestanten zu

unterbinden. 1620 zum Beispiel protestierte der

österreichische Landvogt dagegen, daß in dem Wei-

ler Schornreute, der zwar unbestritten der hohen Ge-

richtsbarkeit der Stadt unterstand, andererseits zum

Pfarrsprengel von St. Christina gehörte, einem Kran-

ken das Abendmahlvon einem evangelischenPrädi-

kanten aus der Stadt gereicht worden war. Er ver-

langte sogar die Auslieferung dieses Prädikanten,

jedoch vergeblich. Die Reaktion des Ravensburger
Rates war trotz seiner Doppelkonfessionalität in

diesem Fall einmütig, denn die landvogteilichen
Forderungen bedeuteten einen Angriff auf die Ho-

heitsrechte der Stadt, was sofort zu einer Solidarisie-

rung zwischen den beiden Religionsparteien im Rat

führte.

Siegel der Landvogtei Schwaben an einer Urkunde aus dem

Jahr 1740.

Ravensburger Silberkreuzer um 1700 mit dem Stadtwappen.
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Das Landgericht Schwaben

als Instrument der österreichischen Politik

Das Problem für Ravensburg bei solchen Rechts-

streitigkeiten mit der Landvogtei bestand im Fehlen

eines wirklich neutralen Schiedsgerichts, das man

hätte anrufen können. Obwohl im zuständigen
Landgericht Schwaben als Beisitzer Bürger aus der

eigenen Stadt saßen, obwohl dieses Gericht gele-
gentlich sogar in Ravensburg auf dem Rathaus tagte,
war es doch im 16. Jahrhundert imGrunde ein öster-

reichisches Gericht geworden, nicht zuletzt deshalb,
weil Österreich Appellationen von diesem Gericht

an die Reichsgerichte verhinderte und nur noch den

Rechtszug an das Innsbrucker Kammergericht zu-

ließ.

In dieser Situation war nach dem Erlöschen des

Schwäbischen Bundes der Schwäbische Reichskreis

die einzige Stelle, an die sich eine Stadt wie Ravens-

burg um Hilfe wenden konnte. Der Städtetag des

Schwäbischen Kreises in Ulm mußte in der Art, wie

Österreich das Landgericht Schwaben als eine dem

InnsbruckerKammergericht unterstellte Instanz be-

handelte, einen Verstoß gegen das Reichsrecht er-

blicken. Er verbot daher 1590 sogar den drei Reichs-

städten Ravensburg, Isny und Wangen, weiterhin

Vertreter aus ihrer Bürgerschaft als Beisitzer an den

Sitzungen des Landgerichts teilnehmen zu lassen,

solange eine Appellation an das Reichskammerge-
richt nicht zugelassen wurde. Aber dieser Versuch,
das Landgericht lahmzulegen, konnte langfristig
keinen Erfolg haben, da Österreich das Fernbleiben

der reichsstädtischen Gerichtsbeisitzer nicht im

mindesten störte, und da es keine Alternative zu

diesem als regionale Ordnungsinstanz durchaus

notwendigen Gericht gab. Die «Gravamina», die Be-

schwerden, des Schwäbischen Kreises gegen den

von Österreich betriebenen Mißbrauch dieses de

iure kaiserlichen Gerichts kehrten daher bis tief ins

18. Jahrhundert regelmäßig in den Kreisabschieden

wieder.

Weitere österreichische Repressionsversuche

Wirksamer war die Hilfe des Schwäbischen Kreises

gegenüber den immer wieder unternommenen Ver-

suchen der Landvogtei, die reichsstädtische Souver-

änität auszuhöhlen. Die Beamten der Landvogtei
hatten von jeher entweder auf der Ravensburg oder

in Altdorf ihren Amts- und Wohnsitz gehabt. Nur in

Kriegszeiten war es üblich, ihnen innerhalb der

Mauern der Stadt Ravensburg Asyl zu gewähren.
1560 aber verlangte nun der Kaiser, seinem neuen

Landvogtei-Verwalter Jacob Reichlin von Meldegg
Wohnrecht in der Stadt einzuräumen. Dieser war

noch ein Jahr zuvor Bürgermeister von Ravensburg

Ravensburg mit dem

«Mehlsack» am höch-

sten Punkt der Stadt-

ummauerung, links

davon die Ravensburg
(Veitsburg), links

oben die Pfarrkirche
St. Christina.

Unterhalb der Burg
gewahrt man den

österreichischen

Bindenschild als

Herrschaftszeichen
der Landvogtei. Aus-

schnitt aus einem

Prospekt von Andreas

Rauch, 1622.



Schwäbische Heimat 99/1 33

gewesen, hatte dann aber sein Bürgerrecht aufgege-
ben, um in österreichische Dienste zu treten.

Ihn nun, wie er es wünschte, als Vertreter der

Landvogtei weiter in der Stadt wohnen zu lassen,
hätte einen Schritt hin zur Mediatisierung durch

Österreich bedeutet. In der Stadt könne nur wohnen,
so argumentierte der Ravensburger Rat gegenüber
dem Kaiser, wer sich der reichsstädtischen Obrigkeit
unterwerfe, nicht aber ein österreichischer Beamter.

Außerdem befürchtete die Stadt, daß Reichlin, des-

sen Kinder weiterhin das Bürgerrecht der Stadt be-

hielten und der mit den inneren Problemen Ravens-

burgs natürlich bestens vertraut war, sich stärker in

diereichsstädtische Politik einmischen würde, wenn

er in der Stadt wohnen blieb. Ravensburg setzte

Reichlin daher eine Frist von zwei Monaten, sich

eine Wohnung im Gebiet der Landvogtei zu suchen.

Da der Schwäbische Kreis sich deutlich für die

Forderung der Stadt einsetzte, hatte diese Erfolg:
Die ebenso einfache wie verblüffende Lösung des

Konfliktes bestand schließlich darin, daß Jacob
Reichlin von Meldegg sein neues Amt als Landvog-
tei-Verwalter aufgab und ins Bürgerrecht der Stadt

zurückkehrte. Später gelangte er pikanterweise so-

gar wieder in Amt und Würden als Ratsherr und

Bürgermeister von Ravensburg. Dieses Beispiel zeigt
uns sehr deutlich, welchen besonderen Gefahren

Ravensburg durch die räumliche Nähe zum Sitz der

Landvogtei ausgesetzt war.

Immer wieder gab es auch Ärger, wenn sich in-

nerhalb der Stadt ein Untertan der Landvogtei eines

Vergehens schuldig gemacht hatte, wenn er bei-

spielsweise bei einem Betrugsversuch während des

Wochenmarktes erwischt worden war. Natürlich be-

stand die Stadt aufgrund ihrer Markt- und Gerichts-

hoheit darauf, einen solchen Sünder wie eh und je zu

verhaftenund zu bestrafen. Dagegen aber erhob der

Landvogt seit dem Ausgang des 16. Jahrhunderts re-

gelmäßig Protest und reagierte mit Verhaftungen
von Untertanen des Ravensburger Spitals und ähnli-

chen Repressalien draußen auf dem Lande, im städ-

tischen Niedergerichtsbezirk.
Eine andere Bedrohung ihrer reichsstädtischen

Selbständigkeit erblickte die immer sensibler reagie-
rende Stadt Ravensburg in der Art und Weise, wie

der österreichische Landvogt das ihm innerhalb der

Landvogtei zustehende Geleitsrecht praktizierte.
Der Geleitsbote der Landvogtei, der die Kaufmanns-

güter auf der Straße von Buchhorn nach Ulm be-

gleite, so beklagte sich die Stadt sowohl gegenüber
dem Landvogt als auch gegenüber der Regierung in

Innsbruck, trage auch innerhalb der Ravensburger
Marken seine mit dem österreichischen Wappen be-

zeichnete «Geleitsbüchse» offen zur Schau, so als ob
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Österreich im Gebiet der städtischen Obrigkeit die

Geleitshoheitzustehe. Er möge doch wenigstens die-

ses Hoheitszeichen verbergen, solange er sich auf

Ravensburger Boden befinde. Derartige Sorgen mö-

gen uns übertrieben vorkommen, sie zeigen aber,
wie empfindlich die Stadt gegenüber der Landvog-
tei geworden war, wie sehr sie sich ständig bedroht

fühlte.

In diesem Zusammenhang muß auch der Protest

der Stadt erwähnt werden, als 1706 die Hofkammer

zu Innsbruck die traditionelle jährliche Ehrung der

Stadt für den Landvogt, einen geringen Geldbetrag,
eines Tages als Schirmgeld bezeichnete. Sofort rea-

gierte der reichsstädtische Rat mit dem Einwand, als

Reichsstadt habe die Stadt keine andere Protection als

die des Kaisers, der Landvogt könne also kein Schirm-

geld verlangen. Die Hofkammerverzichtete darauf-

hin auf die weitere Verwendung dieses heiklen Be-

griffs.

Wirtschaftspolitische Druckmittel Österreichs

Sehr viel gefährlicher war für Ravensburg die För-

derung des Wochenmarktes zu Altdorf durch den

Landvogt. Die Konkurrenz der beiden nur dreiKilo-

meter voneinander entfernten OrteRavensburg und

Altdorf-Weingarten bestand von jeher undbesteht ja
bis heute vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet. Die

Versuche des Fleckens Altdorf, einen eigenen Markt

innerhalbdes Ravensburger Marktbanns zu begrün-
den, reichen bis ins 14. Jahrhundert zurück. Immer

wieder hatte Ravensburg es jedoch unter Berufung
auf sein älteres Marktrecht verstanden, die Altdorfer

Marktprivilegien annullieren zu lassen.

Österreichs Versuche, die Landvogtei gegenüber
ihren Nachbarn aufzuwerten, sie aus einem Kom-

plex einzelner Hoheitsrechte in einen Territorialstaat

mit der «Hauptstadt» Altdorf umzuwandeln, er-

streckten sich naturgemäß auch auf den Bereich der

Wirtschaftspolitik. Dazu gehörte die Errichtung ei-

nes Kornhauses in Altdorf 1621 und die gleichzeitige
Wiederbelebung des dortigen Wochenmarktes. Das

Altdorfer Kornhaus - heute ein Schmuckstück der

Stadt Weingarten - ist also als bewußte Gegengrün-
dung zum alten Zentrum des südoberschwäbischen

Getreidehandels, zum Ravensburger Kornhaus, ent-

standen.

In einer Instruktion vom 28. Mai 1621 für eine

Ravensburger Ratsgesandtschaft nach Innsbruck

wurde der AltdorferWochenmarkt als eine Neuerung
bezeichnet, die uns, gemeinerBürgerschaft, ja dem Kind

im Mutterleib und werten Posterität (...) zu nit gerin-
gem, sondern merklichem und unwiderbringlichem prae-
iudicio, Nachteil und Schaden (...) gereichen tue. Zwar

gelang es Ravensburg unter Hinweis auf sein altes

Marktmonopol und mit Hilfe so einflußreicher Für-

sprecher wie der ausschreibendenStädte Straßburg,
Nürnberg, Frankfurt und Ulm, daß 1624 der Altdor-

fer Wochenmarkt wieder aufgehoben wurde, aber

die österreichische Drohung mit diesem Markt blieb

in der Folgezeit ein politisches Druckmittel gegen-
über der Reichsstadt. Als derRavensburger Rat 1649
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gemäß den Bestimmungen des Westfälischen Frie-

dens Anstalten machte, das 1628 vor den Toren der

Stadt errichtete Kapuzinerkloster abzubrechen,
drohte der Landvogt, in diesem Fall den Markt in

Altdorf wieder zu eröffnen.

Da das Kloster dennoch beseitigt wurde, kam es

1652 tatsächlich zu einer Wiederbelebung dieses

Konkurrenzmarktes, und nun hatte Ravensburg we-

sentlich mehr Mühe, diese wirklich an den Lebens-

nerv der Stadt rührende Einrichtung - der Markt

fand auch noch am gleichen Wochentag wie der in

Ravensburg statt - wieder zu beseitigen. Die eigent-
liche Gefahr für Ravensburg bestand darin, daß der

Landvogt seinen «Untertanen», worunter er alle der

hohen Obrigkeit der Landvogtei unterstehenden

Personen verstand, untersagte, den Ravensburger
Markt zu besuchen und ihnen befahl, stattdessen
nach Altdorf zu gehen.

Als 1664 der alte Wirt und Ammann aus dem Ra-

vensburger Spitaldorf Wolpertswende vom Spital-
schreiber befragt wurde, wie er denn diesen neuen

Markt beurteile, meinte der, wenn das so weitergehe
wie bisher, dann dauere es nicht mehr lange, bis Ra-

vensburg ein Flecken und Altdorf eine Stadt gewor-
den sei. Besonders regte sich dieser Gewährsmann
darüber auf, daß die von den Ravensburger Unterta-

nen unterhaltenen Straßen nun dem AltdorferMarkt

zugute kämen. Zwar kam es nicht ganz so weit, wie

der alte Mann aus Wolpertswende befürchtet hatte,
aber tatsächlich erlebte Altdorf im 18. Jahrhundert

ganz im Gegensatz zu Ravensburg einen bedeuten-
den Aufschwung.

Ebenso gefährlich und hinderlich wirkten sich die

Zollbarrieren aus, welche die Landvogtei kraft ihrer

mitErfolg beanspruchten Steuerhoheit rings um Ra-

vensburg aufrichtete, teilweise sogar innerhalb des

Ravensburger Niedergerichts. Diese Zölle hielten

tatsächlich viele Kaufleute davon ab, weiterhin den

Ravensburger Markt zu besuchen, und trugen so

ganz erheblich dazu bei, daß sich Ravensburg vom

Niedergang des Dreißigjährigen Krieges so viel

langsamer erholte als andere Städte. Der Bedeu-

tungsverlust, den Ravensburg in den 150 Jahren
nach dem Westfälischen Frieden erlitt, ist bis heute

daran erkennbar, daß die Stadt so gut wie keine Ba-

rockarchitektur aufweist.

Zu den Hoheitsrechten der Landvogtei, die gegen
die Stadt Ravensburg eingesetzt wurden, gehörte
auch der Forst- und Wildbann im Altdorfer Wald,
aus dem die Stadt von jeher ihren gesamten Holz-

bedarf gedeckt hatte, der aber auch zur Gewinnung
von Harz und sogar Bausteinen eine bedeutende

Rolle spielte und natürlich auch als Jagdbezirk wich-

tig war. Auf die komplizierte Rechtslage des Kondo-

miniums zwischen der Reichsstadt, der Landvogtei
und den Truchsessen von Waldburg soll hier nicht

eingegangen werden, es mag genügen, darauf hin-

zuweisen, daß es auch hier der Landvogtei gelang,
die Rechte der Stadt zu schmälernund die Nutzung

Das Ravensburger Rathaus auf einer Schützenscheibe aus dem

Jahr 1752.
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des Waldes durch die Bürger zu reduzieren. Ent-

sprechendes gilt für dieFlöß- undFischereirechte an

der Schüssen.

Abschließend bleibt festzuhalten, daß keine an-

dere Reichsstadt den politischen Repressionen der

Landvogtei so sehr ausgesetzt war wie Ravensburg.
Diese Politik war zwar im einzelnen nicht spekta-
kulär, belastete dasstädtische Leben aber nachhaltig.
Aus der Korrespondenz, welche die Stadt mit den

benachbarten Reichsstädten darüber führte, geht
deutlich hervor, daß sich die anderen Städte nicht im

selben Maß über Belästigungen durch die Landvog-
tei zu beklagen hatten. Mehr als nur rhetorische Un-

terstützung konnte Ravensburg daher nur da erwar-

ten, wo es um die Verletzung seiner Rechte als

Reichsstand ging, denn da fühlten sich auch alle an-

deren Reichsstädte betroffen, da reagierte auch der

Schwäbische Kreis auf die Hilferufe der Stadt.

So bedeutete das Ende des alten Reiches für Ra-

vensburg eine Befreiung von den die Kommune

lähmenden Auseinandersetzungen mit der öster-

reichischen Landvogtei und eröffnete der Stadt im

Rahmen ihrer neuen staatlichen Zugehörigkeit zu-

erst zu Bayern und dann zu Württemberg Entwick-

lungsmöglichkeiten, wie sie zumindest seit dem 17.

Jahrhundert nicht mehr gegeben waren.
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